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Wiener Rechtsexpe�in 
zerrt Sobotka vor Gericht 
Sicherheitspaket. Sie fühlt sich diffamiert' 

Das umstrittene Sicher- dem Spionagewerkzeug 
heitspaketvonVP-Innenmi- ,,Bundestrojaner" haben, 
nister Wolfgang Sobotka, sondern auch der Oberste 
mit dem die Online-Über- Gerichtshof, die Richterver­
wachungsmöglichkeiten einigung, die Anwaltskam­
fürdie Polizei drastisch aus- mer und der Verfassungs­
weiten will, ist zwar bisher dienst im Bundeskanzler­
an der Ablehnung der SPÖ amt. So hat Rech im Namen 
gescheitert, trotzdem hat ihrer Kammer die Überwa-, 
Sobotka jetzt massiven Är- chungspläne Sobotkas we­
ger am Hals. gen schwerer grundrechtli-

Denn: Die Vize-Präsi- eher Bedenken und rechtli­
dentin der Wiener Rechts- eher Mängel abgelehnt. 
anwaltskammer, Elisabeth 
Rech, und die Führung des Wi�derholungstäter? 
österreichischen Anti- ,,Es ist zu befürchten, dass 
Überwachungsvereins Minister Sobotka weiterhin 
„epicenter.works" habenih- . nichts unversucht lassen 
re Ankündigung, Sobotka wird, die sachliche Kritik am 
zu klagen, wahr gemacht: Sicherheitspaket verstum­
Sie haben zwei Klagen auf meil zu lassen, indem er Kri­
Unterlassung bzw. Wider- tiker diffamiert und in die 
ruf einer mutmaßlich diffa- Nähe von Terroristen rückt 
mierenden Behauptung bzw .. als Unterstützer von 
beim Handelsgericht Wien Verbrechern und Terroristen 
eingebracht sowie eine Pri- präsentiert", heißt es in den 
vatanklage wegen übler Klagen. Sie stammen aus der 
Nachrede beim Straflan- Feder des Anwalts und Da­
desgericht Wien. Zugleich tenschutzexperten Ewald 
wurden zwei Einstweilige Scheucher, der schon die 
Verfügungen gegen den Mi- Vorratsdatenspeicherung 
nister beantragt. Das Han- vor dem Europäischen Ge­
delsgericht hat die Klagen richtshofzu Fall brachte. 
bereits zustellen lassen. ,,Minister Sobotka hat 

Widerruf gefordert 
Stein des Anstoßes ist ein 
Aussage Sobotkas, die er 
Ende August nochmals vor 
Journalisten bekräftigte. 

,,Alle innerhalb und au­
ßerhalb des Parlaments, die 
gegen diese gesetzlichen 
Anpassungen sind, planen 
einen Anschlag auf die Si� 
cherheit der Österreicher", 
wetterte der Minister in 
Richtung seiner Kritiker. 

Rechtsexpertin. Rech 
und drei „Epicenter"-Ver­
treter werfen Sobotka Ruf­
schädigung vor. Sie führen 
dazu an, dass nicht nur sie 
massive Bedenken gegen 
das Sicherheitspaket samt 

Elisabeth 
Rech, Vize­
Präsidentin 
der Wiener 
Anwaltskam­
mer, schießt 
sich auf Innen­
minister 
Wolfgang 
Sobotka·eln 

diese Aussage ganz gezielt 
gegen meine Mandanten 
abgefeuert, weil diese als 
seine schärfsten Kritiker in 
der Öffentlichkeit aufgetre­
ten sind", sagt Scheucher 
zumKURIER.,,LautSobotka 
wollen alle, die seine Maß­
nahmen zum Ausbau des 
Überwachungsstaates bis 
ins Absurde ablehnen, den 
Terroristen ihr Handwerk 
leichter machen und die Si-
cherheit zerstören." 
Nachsatz: ,,Einen solchen 
Vorwurf kann sich niemand, 
der bei Verstand ist, gefallen 
lassen." Indes wollte Minis­
ter Sobotka zu den Klagen 
keine Stellungnahme abge­
ben. - KID MÖCHEL

Kritik an Angleichung von 
Arbeitern & Angestell�en 
Parlament. Wirtschaftskam­
mer und Industriellenverei­
nigung kritisieren die ge­
plante Gleichstellung zwi­
schen Arbeitern und Ange­
stellten. 

Die WKÖ-Generalsekre­
tärinAnna Maria Hochhau­
ser sieht „eine schwere Be­
lastung vor allem für unsere 
klein- und mittelbetriebli­
chen Arbeitgeberbetriebe" 
kommen. Generalsekretär 
der Industriellenvereini­
gung (IV), sieht eine „sehr 
bedauerliche . Husch­
Pfusch-Wahlkampfaktion, 
statt eines fundierten sach-

Krankheitsfall sehen WKÖ 
und N eine Belastung auf 
die Arbeitgeber zu kom­
men. Damit richten sich die 
schwarz . geprägten Sozial­
partner gegen ÖVP-Partei­
chef Kurz, der die Forde­
rung nach einer derartigen 
Angleichung im Parteipro­
gramm veranlcert hat. 

Allerdings haben auch 
die Abgeordneten der 
Volkspartei gegen einen 
Fristsetzungsantrag ge­
stimmt, der die Gleichstel­
lung noch vor der Wahl er­
möglichen soll. SPÖ, FPÖ 
und Grüne nahmen den An-
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FIRST LADY PLÄDIERT FÜR MORAL UND ANSTAND IM NETZ 

USA. Nicht nur durch das - rund 3.000 US�Dollar teure - pinke Kleid mit den Puffärmeln fiel First Lady Melania Trump beim 
Mittagessen mit den First Ladies und First Gentlemen in New York auf. Auch ihre Rede sorgte für Aufmerksamkeit: Sie sprach sich 
nämlich gegen.Cyber-Bullying (Mobbing Im Internet) aus. In sozialen Netzwerken riet man ihr daraufhin, ihre Rede doch ihrem Mann 
vorzulesen. Dieser beleidigt selbst immer wieder Menschen - vor allem auf Twitter. AFP PHoro „ ooN EMMERT 

Gefährliches Jonglierspi�l 
mit dem Iran-Atomabkommen 

Aus New York 

VON DIRK HAUTKAPP 

USA/Iran. 

Trumps Wunsch, 
den Iran-Deal 
nachzubessern, 
stößt auf große 
Widerstände. 

Neben Nordkorea droht der 
Welt eine zweite Atom-Krise. 
US�Präsident Donald Trump 
will das Atom-Abkommen 
mit dem Iran gegen den Wil­
len aller anderen Unterzeich­
ner-Staaten einseitig deut­
lich „nachbessern", wenn . 
nicht sogar platzen lassen. 

Diesen „alarmierenden" 
Eindruck haben europäische 
Politiker nach Trumps Rede 
bei der UN-Generalver­
sammlung und Gesprächen 
mit Außenminister Rex Til­
lersongewonnen. ,,Wir haben 
jedes Interesse, das Atomab­
kommen mit dem Iran nicht 
zu gefährden und erst recht 
nicht aufzukündigen - nitht 
jetzt und nicht in der Zu­
kunft", so Deutschlands Au­
ßenminister Sigmar Gabriel. 

Nachbesserungsbedarf 
Wie er, so pocht auch die EU­
Außenbeauftragte Federica 
Mogherini auf Beibehaltung 
der Vereinbarung, die 2015 
nach jahrelangen Verhand­
lungen zustande gekommen 
war. Sie untersagt dem Iran 
unteren2masclm!:enKontrol-

fen. Im Gegenzug sollen Wirt­
schaftssanktionen gegen Te­
heran schrittweise fallen. 

Obwohl tillerson bestä­
tigte, dass sich Teheran· an 
die Bestimmungen hält, 
machte der US-Chef-Diplo­

mat großen Nachbesse­
rungsbedaif geltend. Ein 
Dom im Auge ist den USA 
Irans Raketenprogramm. 

Trump hatte im Wahl­
kampfund seit Amtsantritt re­
gelmäßig gedroht, den von 
seinem Vorgänger _Obama or­
chestrierten „schlechtesten 
Deal aller Zeiten zu zerrei­
ßen". Sein Standpunkt stark 
vereinfacht: Teheran bekom­
me durch Handel Milliarden, 
bastle aber insgeheim weiter 
an seinem Atomprogramm 
und terrorisiere die arabi­
schen Nachbarn sowie Israel. 

Dennoch bescheinigte 
Trump dem Parl�ent in 
Washington bisher zwei Mal 
die alle 90 Tage fällige Unbe­
denklichkeit punkto Ver­
tragserfüllung durch den 
Iran. Damit solle beim näch­
sten Termin am 15. Oktober 
Schluss sein. Verweigert 
Trump „grünes Licht", kann 
der Kongress binnen 60 Ta­
gen über die Wiedereinset­
zung von Sanktionen ent­
scheiden. Für diesen Fall wird 

damit gerechnet, dass der 
Iran sich nicht mehr an seine 
Verpfli�htungen gebunden 
fühlt und die Uran-Apreiche­
rung hochfahren wird. Ein 
nukleares Wettrüsten könn­
te die Folge sein. 

Obwohl die Republika­
ner in beiden Kammern des 
Kongresses die Mehrheit ha­
ben, besteht dort wenig Nei­
gung, ,,am Iran-Deal zu kratc 
zen", so der Büroleiter eines 
republikanischen Senators. 
Das Parlament habe andere 
Baustellen, die volle Auf­
merksamkeit erforderten -
etwa den Streit um die Kran­
kenversicherungs-Reform. 

Trump würde nach Anga­
ben von Regierungsoffiziel­
lendie60-Tage-FristimParla­
ment nutzen, den Iran und 
andere Vertragspartner (Chi­
na, Deutschland, England, 
Frankreich, Russland) an den 
Verhandlungstisch zu zwin­
gen. Teheran lehnt das ab. 

Auch Deutschland, China 
und EU-Außenbeauftragte 
Mogherini zeigten sich mehr 
als reserviert. Anders Fran­
kreichs Präsident Emmanuel 
Macron, derTrump Entgegen­
kommen signalisierte. Zwar 
wäre es ein „schwerer Feh­
ler", den Nuklear-Deal zu kün­
digen, so Macron. Allerdings 

seien „zwei oder drei Säulen" 
zu ergänzen. Etwa eine Be­
schränkung von Irans Rake­
tenprogramm.· Zudem solle 
die Frist, bis zu der Teheran bei 
der Uran-Anreicherung die 
Hände gebunden sind, über 
das Jahr 2025 hinaus verlän­
gert werden. Und: Man müs­
se über Irans „Rolle im Nahen 
Osten sprechen". 

Iran kämpferisch 
Äußerungen von Irans Präsi­
dentRohaniistzuentnehmen, 
dass Teheran Nachverhand­
lungen ausschließt. Das Ab­
kommen sei ein Vertrag, ,,der 
zwei Jahre lange Verhandlun­
gen über jedes einzelne Wort, 
jeden einzelnen Satz erfordert 
hat''. Man werde den Vertrag 
nicht verletzen, aber „ent­
schieden'1reagieren, wennan­
dere dies täten. 

Entsprechende Signale 
soll Außenminister Moha­
med Dshawad Zarif bei seiner 
„stark unterkühlten" ersten 
Begegnung seinem US-Kolle­
gen Tillerson gegeben haben. 
Laut US-Medien erwartet der 
Iran von Trump eine Entschul­
digung für die Kritik, die er in 
seiner Rede vor der UNO geübt 
hatte. Trump nannte den Iran 
einen „herabgewirtschafte­
ten Schurkenstaat", dessen 
,,mörderisches Regime" Ge-

� walt exportiere. 
i Sollte Trump den Iran­
i Deal zerstören, befürchten 
! UN-Diplomaten langfristige
-� Sc;häden auch im Konflikt mit
� Nordkorea, gegen das die
� USA, die EU und auch China
i neue Sanktionen verhängen
� wollen - die USA wollen Fir-

men, Personen und Institutio­
nen bestrafen, die Geschäfte 
mit Pjöngjang machen. Eine 
Kündigung des Iran-Deals wä-
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